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(Nr. 10022.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Rinteln nach Stadthagen. Vom 18. April 1898. 


Sem Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu 
Schaumburg⸗Lippe haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Rinteln nach Stadthagen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Pannenberg, 


Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schaumburg-Lippe: 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrath von Campe, 
von denen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag verabredet 
und abgeſchloſſen worden iſt. 
Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſche Regierung 
werden eine Eiſenbahn von Rinteln nach Stadthagen zulaſſen und fördern. Ins⸗ 
beſondere wird die Fürſtlich Schaumburg⸗-Lippiſche Regierung unter den üblichen 
Bedingungen die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die in ihrem 
Gebiete gelegenen Strecken an die unter der Firma „Rinteln-Stadthagener 
Eiſenbahngeſellſchaft“ gebildete Aktiengeſellſchaft, welche in Rinteln oder an einem 
anderen im Königlich Preußiſchen Staatsgebiete gelegenen Orte ihren Sitz zu 
nehmen hat, ertheilen, ſobald dieſer für die in Preußen gelegene Strecke die 
Konzeſſion ſeitens der Königlich Preußiſchen Regierung ertheilt iſt. 


Artikel 2. 
Die Bahn ſoll bei den Stationen Rinteln und Stadthagen an die 
Preußiſche Staatsbahn angeſchloſſen werden und eine Spurweite von 1,135 Meter 
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erhalten. Für ihren Bau und Betrieb ſind die Bahnordnung für die Neben⸗ 
eiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 (Reichs-Geſetzbl. S. 764) und vom 
24. März 1897 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 166) und die dazu ergangenen oder noch 
ergehenden ergänzenden und abändernden Beſtimmungen (vergleiche §. 55 daſelbſt) 
maßgebend; auch ſoll der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo eingerichtet 
werden, daß die Fahrzeuge ungehindert nach allen Seiten übergehen können. 


Artikel 3. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens binnen 
zwei Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahngeſellſchaft 
in den Beſitz auch der Konzeſſion der Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung 
gelangt ſein wird, bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des Baues über 
dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe verzögern, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft 
nach dem in dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen der zuſtändigen Eiſenbahn⸗ 
aufſichtsbehörden ein Verſchulden nicht trifft, ſo wird der Geſellſchaft durch die 
bezeichneten Behörden eine entſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. 


Artikel 4. 

Die Feſtſtellung der Bauentwürfe für die Bahn ſowie die Prüfung der 
anzuwendenden Fahrzeuge ſoll lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zu⸗ 
ſtehen. Etwaigen beſonderen Wünſchen der Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen 
Regierung in Betreff der Führung der Bahn und der Anlegung von Stationen im 
außerpreußiſchen Gebiete wird hierbei thunlichſt Rechnung getragen werden. 

Jedoch bleibt in landespolizeilicher Beziehung die Prüfung und Genehmi⸗ 
gung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, 
Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und Parallel- und Zufuhrwegen 
betreffen, ebenſo wie die baupolizeiliche Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder 
Regierung innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 


Artikel 5. 
Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet der 
Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 


Artikel 6. i 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Fürftlih Schaumburg. 
Lippiſchen Regierung über die in ihrem Gebiet gelegenen Bahnſtrecken und über 
den darauf ſtattfindenden Betrieb wird die Ausübung des Oberauſſichtsrechts 
über die Geſellſchaft im Allgemeinen der Königlich Preußiſchen Regierung als 
derjenigen, in deren Gebiete die Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz hat, überlaſſen. 
Auch iſt die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſche Regierung damit einverſtanden, daß 
die Beſtimmung über die Dotirung der Neferve- und des Erneuerungsfonds, 
ſowie die Genehmigung und die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife auch 
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in Beziehung auf die in ihrem Gebiete gelegenen Theile der Bahn ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Regierung erfolgt, mit der Maßgabe, daß in den Tarifen 
für die außerpreußiſche Strecke keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen 
ſollen, als für die Strecke in Preußen. 5 


Artikel 7. 

Die Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes entſtehen und gegen 
ſie geltend gemacht werden möchten, der Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichs⸗ 
geſetze Platz greifen, den Geſetzen desjenigen Staates zu unterwerfen, auf deſſen 
Gebiet ſie entſtanden ſind. 

Der Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den 
Verkehr zwiſchen ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der ihr über 
die innerhalb ihres Gebietes gelegene Strecke zuſtehenden Hoheits- und Aufſichts⸗ 
rechte einer beſonderen Behörde oder einem beſonderen Kommiſſar zu übertragen. 
Dieſe haben die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 
allen Fällen zu vertreten, welche nicht zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen 
Polizei- und Gerichtsbehörden geeignet find. 


Artikel 8. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete zu⸗ 
ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den beiden Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizeibeamten 
ſind auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen Behörden des be— 
treffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 9. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
auf der Bahn von Rinteln nach Stadthagen finden die für Beſetzung der Sub⸗ 
altern- und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden Grund⸗ 
ſätze Anwendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebietes eines jeden der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen deſſelben beſondere 
Rückſicht zu nehmen. N 

Die Angehörigen eines Staates, welche im Gebiete eines anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie 
angeſtellt ſind, unterworfen. 

Artikel 10. 

Der Telegraphen- und Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reiche ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 
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Artikel 11. 

Gegenüber der Poſtverwaltung ift die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 318) und den dazu 
ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und deren Ab- 
änderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom Reichs— 
kanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das 
Deutſche Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung (Nebeneifen- 
bahnen) für die Zeit bis zum Ablaufe von acht Jahren, vom Beginn des auf 
die Betriebseröffnung folgenden Kalenderjahres, gewährt ſind. Sofern innerhalb 
des vorbezeichneten Zeitraumes in den Verhältniſſen der Bahn in Folge von 
Erweiterungen des Unternehmens oder durch den Anſchluß an andere Bahnen 
oder aus anderen Gründen eine Aenderung eintreten ſollte, durch welche nach der 
Entſcheidung der oberſten Reichsaufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als 
Nebenbahn verliert, tritt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Vollzugs— 
beſtimmungen ohne Einſchränkung in Anwendung. 


Artikel 12. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Gebiete eines 
der vertragſchließenden Staaten, mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im 
Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die Eiſenbahngeſellſchaft 
oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder von dieſen Staaten, noch vom 
Reiche beanſpruchen können. 

Artikel 13. 

Jede der Regierungen behält ſich vor, die in ihr Gebiet fallende Bahn- 
ſtrecke der Beſteuerung, insbeſondere der Entrichtung einer Eiſenbahnabgabe zu 
unterziehen. Zu dieſem Behufe wird als Anlagekapital oder als Reinertrag der 
aus dem Verhältniſſe der Länge der auf jedes Staatsgebiet fallenden Bahn- 
ſtrecke zur Länge der ganzen Bahn ſich ergebende Theil des Anlagekapitals oder 
des jährlichen Reinertrages angenommen. Die Steuererhebung erfolgt zum erſten 
Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. April beginnende 
Rechnungsjahr. f 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Fürſtlich Schaumburg. 
Lippiſchen Regierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich 
mittheilen. 

Artikel 14. 
8 Für den Fall, daß einer der vertragſchließenden Staaten das Eigenthum 
des in ſeinem Gebiete liegenden Theiles der Bahn von Rinteln nach Stadthagen 
erwerben ſollte, werden die vertragſchließenden Regierungen ſich über die zur 
Beibehaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf der genannten Bahn 
erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 

Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 


: a 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. N N N 
Artikel 15. 
Dieſer Vertrag ſoll zweifach ausgefertigt und von den vertragſchließenden 


Regierungen zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſe⸗ 
lung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 18. April 1898. 


(E 23:) Pannenberg. 
(L. 80 von Campe. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 10023.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Gerlebogk über Löbejün nach Nauendorf. Vom 23. April 1898. 


Same Majeſtät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Anhalt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſen⸗ 
bahn von Gerlebogk über Löbejün nach Nauendorf zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Georg Pannenberg, 


Seine Hoheit der Herzog von Anhalt: 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrath Ernſt Laue, 
von denen unter Vorbehalt der Ratifikation der nachſtehende Vertrag verabredet 
und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Anhaltiſche Regierung werden 
eine Eiſenbahn von Gerlebogk über Löbejün nach Nauendorf zulaſſen und fördern. 
Insbeſondere wird die Herzoglich Anhaltiſche Regierung unter den üblichen Be⸗ 
dingungen die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die in ihrem 
Gebiete gelegene Strecke an die unter der Firma „Nauendorf⸗Gerlebogker 
Eiſenbahngeſellſchaft““ gebildete Aktiengeſellſchaft, welche ihren Sitz in Berlin 
oder an einem anderen im Königlich Preußiſchen Staatsgebiete gelegenen Orte 

(Nr. 10022—10023,) 5 


er 


zu nehmen hat, ertheilen, ſobald dieſer für die in Preußen gelegene Strecke die 
Konzeſſion ſeitens der Königlich Preußiſchen Regierung ertheilt iſt. 


Artikel 2. 

Die Bahn ſoll bei den Stationen Gerlebogk und Nauendorf an die 
Preußiſche Staatsbahn angeſchloſſen werden und eine Spurweite von 1,135 Meter 
erhalten. Für ihren Bau und Betrieb ſind die Bahnordnung für die Neben⸗ 
eiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 Reichs-Geſetzbl. S. 764) und vom 
24. März 1897 (Reichs-Geſetzbl. S. 166) ſowie die dazu ergangenen oder noch 
ergehenden, ergänzenden und abändernden Beſtimmungen (§. 55 der Bahnordnung) 
maßgebend; auch ſoll der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo eingerichtet 
werden, daß die Fahrzeuge ungehindert nach allen Seiten übergehen können. 


Artikel 3. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens binnen 
einem und einem halben Jahre von dem Tage an gerechnet, an welchem die 
Eiſenbahngeſellſchaft in den Beſitz auch der Konzeſſion der Herzoglich Anhaltiſchen 
Regierung gelangt ſein wird, bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des 
Baues über dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe verzögern, für welche die 
Eiſenbahngeſellſchaft nach dem in dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen der 
zuſtändigen Eiſenbahnaufſichtsbehörden ein Verſchulden nicht trifft, ſo wird der 
Geſellſchaft durch die bezeichneten Behörden eine entſprechende Friſtverlängerung 
gewährt werden. 


Artikel 4. 

Die Feſtſtellung der Bauentwürfe für die Bahn ſowie die Prüfung der 
anzuwendenden Fahrzeuge ſoll lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zu⸗ 
ſtehen. Etwaigen beſonderen Wünſchen der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung 
in Betreff der Führung der Bahn und der Anlegung von Bahnhöfen, Halte: 
ſtellen und Haltepunkten im Anhaltiſchen Gebiete wird hierbei thunlichſt Rechnung 
getragen werden. 

Jedoch bleibt in landespolizeilicher Beziehung die Prüfung und Genehmigung 
der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, 
Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und Parallel- und Zufuhrwegen 
betreffen, ebenſo wie die baupolizeiliche Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder 
Regierung innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 


Artikel 5. 
Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet der 
Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 
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Artikel 6. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Herzoglich Anhaltiſchen 
Regierung über die in ihrem Gebiet gelegene Bahnſtrecke und über den darauf 
ſtattfindenden Betrieb wird die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über die Ge⸗ 
ſellſchaft im Allgemeinen der Königlich Preußiſchen Regierung als derjenigen, in 
deren Gebiete die Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz hat, überlaſſen. Auch iſt die 
Herzoglich Anhaltiſche Regierung damit einverſtanden, daß die Beſtimmung über 
die Dotirung der Reſerve- und des Erneuerungsfonds, ſowie die Genehmigung 
und die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife auch in Beziehung auf den 
in ihrem Gebiete gelegenen Theil der Bahn ſeitens der Königlich Preußiſchen 
Regierung erfolgt, jedoch mit der Maßgabe, daß in den Tarifen für die An⸗ 
haltiſche Strecke keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen ſollen, als 
für die Strecke in Preußen, und daß bei der Feſtſetzung dieſer Tarife ſowie der 
Fahrpläne die Wünſche der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung thunlichſte Berück⸗ 
ſichtigung finden. 


Artikel 7. 

Die Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes entſtehen und gegen 
ſie geltend gemacht werden möchten, der Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht 
Reichsgeſetze Platz greifen, den Geſetzen desjenigen Staates zu unterwerfen, auf 
deſſen Gebiet ſie entſtanden ſind. ; 

Der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der ihr über die inner⸗ 
halb ihres Gebietes gelegene Strecke zuſtehenden Hoheits- und Auffichtsrechte einer 
beſonderen Behörde oder einem beſonderen Kommiſſar zu übertragen. Dieſe 
haben die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen 
Fällen zu vertreten, welche nicht zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen Polizei⸗ 
und Gerichtsbehörden geeignet ſind. i 


Artikel 8. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufficht der dazu in jedem Staatsgebiete zu⸗ 
ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den beiden Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizeibeamten 
ſind auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen Behörden des be- 
treffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 9. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
auf der Bahn von Gerlebogk über Löbejün nach Nauendorf finden die für Be⸗ 
ſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig 
geltenden Grundſätze Anwendung. 
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Bei Beſetzung diefer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft bei 
ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebietes eines jeden der vertragſchließenden 
Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen deſſelben beſondere Nüdficht zu 
nehmen. 

Die Angehörigen eines Staates, welche im Gebiete eines anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie 
angeſtellt ſind, unterworfen. 

Artikel 10. 5 

Der Telegraphen- und Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reiche ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 


Artikel 11. 

Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 318) und 
den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und deren 
Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom Reichs⸗ 
kanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das Deutſche 
Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung (Nebeneiſenbahnen) für die 
Zeit bis zum Ablaufe von acht Jahren vom Beginn des auf die Betriebseröffnung 
folgenden Kalenderjahres gewährt ſind. Sofern innerhalb des vorbezeichneten 
Zeitraumes in den Verhältniſſen der Bahn in Folge von Erweiterungen des 
Unternehmens oder durch den Anſchluß an andere Bahnen oder aus anderen 
Gründen eine Aenderung eintreten ſollte, durch welche nach der Entſcheidung der 
oberſten Reichsaufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als Nebenbahn verliert, 
tritt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Vollzugsbeſtimmungen ohne 
Einſchränkung in Anwendung. 

Artikel 12. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Gebiete eines 
der vertragſchließenden Staaten, mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im 
Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die Eiſenbahngeſellſchaft 
oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder von dieſen Staaten, noch vom 
Reiche beanſpruchen können. 

Artikel 13. 

Jede der Regierungen behält ſich vor, die in ihr Gebiet fallende Bahn⸗ 
ſtrecke der Beſteuerung, insbeſondere der Entrichtung einer Eiſenbahnabgabe zu 
unterziehen. Zu dieſem Behufe wird als Anlagekapital oder als Reinertrag der 
aus dem Verhältniſſe der Länge der auf jedes Staatsgebiet fallenden Bahnſtrecke 
zur Länge der ganzen Bahn ſich ergebende Theil des Anlagekapitals oder des 
jährlichen Reinertrages angenommen. Die Steuererhebung erfolgt zum erſten 
Male für das auf die Betriebseröffnung folgende Rechnungsjahr. 
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Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Herzoglich Anhaltiſchen Re⸗ 
gierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich mittheilen. 


Artikel 14. 

Für den Fall, daß einer der vertragſchließenden Staaten das Eigenthum 
des in ſeinem Gebiete liegenden Theiles der Bahn von Gerlebogk über Löbejün 
nach Nauendorf erwerben ſollte, werden die vertragſchließenden Regierungen ſich 
über die zur Beibehaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf der ge⸗ 
nannten Bahn erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel 15. 

Dieſer Vertrag ſoll zweifach ausgefertigt und von den vertragſchließenden 
Regierungen zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Aus⸗ 
wechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 23. April 1898. 
(L. S.) Georg Pannenberg. 
(L. S.) Ernſt Laue. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 


8 Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefeh-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der am 11. Mai 1898 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft des Sania-Bruches im Kreiſe Konitz 
vom 8. Februar 1896 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Marienwerder Nr. 23 S. 179, ausgegeben am 9. Juni 1898; 

2) das am 23. Juni 1898 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Kell im Kreiſe Trier Land durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 28 S. 301, ausgegeben am 
15. Juli 1898; 

3) das Allerhöchſte Privilegium vom 2. Juli 1898 wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Provinz Schleswig-Holſtein im 
Betrage von 6 000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Schleswig Nr. 32 S. 335, ausgegeben am 30. Juli 1898, 

40 das am 2. Juli 1898 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Izbiezno im Kreiſe Krotoſchin durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu 1 Nr. 31 S. 348, ausgegeben am 
2. Auguſt 1898. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


